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Chaos und Ordnung 
 

 
(Bildquelle: Wikipedia https://commons.wikimedia.org/wiki/File:ANDRS_LOGO_%28weiss%29.png von User Anika Schäfer) 

 
 

Dieses Logo der offenen Wahlplattform 
ANDRS aus Vorarlberg symbolisiert Chaos 
und Ordnung zugleich.  
Unsere Welt erscheint manchen derzeit 
aus den Fugen geraten. Was bisher sicher 
war, wird bezweifelt. Was als falsch galt, 
wird plötzlich richtig und umgekehrt.  
Gibt es nur noch Lagerdenken? Und wer 
nicht für das eine Lager ist, muss 

dementsprechend zum anderen Lager ge-
hören oder wird als Verräter, Dummkopf, 
Schwurbler, Querdenker, Gutmensch etc. 
etc. angesehen bzw. abgetan? 
Es scheint, dass es für einige Verantwortli-
che sehr schwer ist, neben Schwarz und 
Weiß auch noch die schönen anderen Far-
ben wahrzunehmen, die wir so vielfältig in 
der Natur vorfinden. (Red) 
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Medienfreiheit und Zensur in Europa 
(Anton Schäfer) 

 
 

„Im Krieg ist Wahrheit das erste Opfer“ – das ist 
ein geflügeltes Wort, dessen Urheber unbe-
kannt ist.1 Otto von Bismarck hat es ähnlich for-
muliert: „Es wird niemals so viel gelogen wie 
vor der Wahl, während des Krieges und nach 
der Jagd“.2 Zu ergänzen wäre noch: „vor Ge-
richt“. 
Und das gilt natürlich nicht nur für eine Seite, 
sondern für alle Beteiligten. Jeder will sich als 
der Retter, der Gerechte, der Rechtschaffene 
usw. darstellen. Dabei ist es völlig unerheblich, 
ob die Wahrheit tatsächlich für „das Gute“ ge-
opfert wird oder nicht. Denn eine Lüge bleibt 
auch dann eine Lüge, wenn sie gerechtfertigt 
werden kann; sie verletzt und entmündigt 
Menschen auch dann. Denn ein mündiger 
Mensch – in einer liberalen Demokratie – kann 
durchaus selbst entscheiden, was er glauben 
will und was nicht. Und all zu oft hat sich das, 
was angeblich zum „Guten“ von Menschen z. B. 
von der Politik getan wurde, in weiterer Folge 
als „Pferdefuß“ herausgestellt. Zudem ist es in 
einer vernetzten Welt unmöglich, mittels Zen-
sur bzw. Verbot bestimmter Medien die Infor-
mationen des „Gegners“ auszuschalten. 
Im Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine 
sind wiederum Lehrbuchbeispiele dafür zu fin-
den, wie es in einer liberalen Demokratie (der 
EU) nicht geschehen soll.  
Am 15. Mai 2024 einigten sich die Vertreter der 
27 Unionsmitgliedstaaten (nicht die EU!) da-
rauf, dass vier mit der russischen Regierung aus 
westlicher Sicht verbundene Medien auf die 
SankƟonsliste gesetzt werden:  

 das Internetportal Voice of Europe  
 Ria NowosƟ  
 IswesƟja  
 Rossijskaja Gaseta 

Diese Maßnahme wurde kurze Zeit später in ei-
nem schriŌlichen Verfahren offiziell beschlos-
sen.3 Grund dafür sei (siehe erstes Zitat ganz zu 
Beginn dieses Beitrags), dass z. B. das Internet-
portal Voice of Europe aus der tschechischen 
Hauptstadt Prag pro-russische Sichtweisen ver-
breiten würde, es sei ein Propaganda-Instru-
ment und müsse daher EU-weit sanktioniert 
werden.4 Bereits zuvor waren in der EU den 
Medienunternehmen Sputnik, Russia Today 
und Rossiya die Lizenz entzogen worden.5 
Dass solche Sanktionen, nichts anderes als Zen-
sur „in Reinkultur“ sind, ist natürlich jedem 
halbwegs intelligenten Politiker und Diploma-
ten bekannt. Vermutlich auch jenen, die sich 
damit brüsten, russische Propaganda eindäm-
men zu wollen. 
 
Vielmehr werden dabei die Medienfreiheit und 
Grundrechte aus der Grundrechtecharta auf 
dem Altar der Dummheit geopfert und extrem 
rechten Parteien und natürlich der russischen 
Regierung selbst Argumente dafür geliefert, 
dass die Verantwortlichen in der EU nicht bes-
ser sind, als die russische Regierung.6 
 
Wobei noch darauf hinzuweisen ist, dass die 
Zensur ausschließlich auf Behauptungen ba-
siert und dazu kein einziges Gerichtsurteil er-
gangen ist. Eben so wenig wie im Fall des AfD-
PoliƟker Petr Bystron, der laut Berichterstat-
tung der tschechischen Zeitung Denik N, angeb-
lich 20.000 Euro von einem pro-russischen Pro-
paganda-Netzwerk erhalten haben soll. Da 
wurden aber wenigsten zuvor ErmiƩlungen 
durch die StaatsanwaltschaŌ eingeleitet. Urteil 
eines unabhängigen Gerichtes in der EU gibt es 
aber keines.

 

 
1 https://falschzitate.blogspot.com/2017/10/im-krieg-ist-wahr-

heit-das-erste-opfer.html  
2 https://beruhmte-zitate.de/zitate-uber-krieg/ 
3 https://www.spiegel.de/ausland/eu-setzt-voice-of-europe-

auf-die-sanktionsliste-a-afdb3e1f-3cdd-4c5a-9e8b-
526193b00ec7  

4 https://taz.de/Verbot-von-mehreren-russischen-Me-
dien/!6011030/; https://www.sueddeutsche.de/politik/eu-
russland-russische-medien-propaganda-desinformation-

1.7252978; Vor Europawahl im Fadenkreuz russischer Propa-
ganda – Wie Russland bei seinen Hybrid-Kampagnen gegen 
Europa vorgeht – und wie die EU sich davor schützt, europa-
magazin vom 15.4.2024. 

5 https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/voice-of-eu-
rope-sanktionen-eu-afd-100.html 

6 Russischer Parlamentschef wirft EU Medienzensur vor 
(https://www.deutschlandfunk.de/duma-praesident-wirft-eu-
medienzensur-vor-102.html). 



  
                                                                                                                                     
 

Seite 11 

UROPASTIMME 
ISSN: 0014-2727                         http://europastimme.eu                         63. Jahrgang – 3. Ausgabe August 2024 

 
So sieht die zensurierte Seite https://www.voiceofeurope.com/ aus, wenn diese aus einem der 27 Unionsmitgliedstaaten aufgerufen wird. 

 
 
Solche massiven Eingriffe gab es – wie oben 
ausgeführt – bereits zuvor und es wurde als Re-
aktion darauf von der russischen Regierung be-
reits z. B. die Deutsche Welle (DW), der Aus-
landssender der Bundesrepublik Deutschland, 
in Russland verboten.1 Es wussten also diese 
Politiker und Diplomaten sehr gut, was gesche-
hen würde, wenn weitere Medien in der EU 
verboten werden – ganz abgesehen davon, 
dass dies jeder Diplomat in seiner Ausbildung 
lernt, bevor er auf andere Staaten „losgelas-
sen“ wird. 
  
Interessanterweise haben noch rund zwei Mo-
nate zuvor, am 13. März 2024, die Abgeordne-
ten des EU-Parlaments neue Regeln zum 
Schutz von Journalisten und Medien in der EU 
vor politischer oder wirtschaftlicher Einfluss-
nahme beschlossen. 
Die Unionsmitgliedstaaten sollen damit dazu 
verpflichtet werden, die Unabhängigkeit der 
Medien zu schützen, und es soll jegliche Form 

 
1 https://www.finanznachrichten.de/nachrichten-2024-

05/62271107-russischer-parlamentschef-wirft-eu-medienzen-
sur-vor-016.htm  

2 Textentwurf: https://www.europarl.eu-
ropa.eu/doceo/document/TA-9-2023-0336_DE.html 

der Einmischung in redaktionelle Entscheidun-
gen verboten werden.2  
Dies gilt scheinbar aber nur für „genehme“ Me-
dien, von denen nicht die Gefahr ausgeht, rus-
sische Kriegspropaganda zu verbreiten. 
 
Die Berichterstatterin im Europäischen Parla-
ment des Ausschusses für Kultur und Bildung, 
Sabine Verheyen (EVP, Deutschland) meinte 
während der Plenardebatte: „Die Bedeutung 
der Medienvielfalt für eine funktionierende De-
mokratie kann nicht genug betont werden [...]. 
Die Pressefreiheit ist weltweit bedroht, auch in 
Europa: Der Mord in Malta, die Bedrohung der 
Pressefreiheit in Ungarn und viele andere Bei-
spiele zeigen das deutlich. Das Europäische Me-
dienfreiheitsgesetz ist unsere Antwort auf diese 
Bedrohung und ein Meilenstein in der europäi-
schen Gesetzgebung. Es schätzt und schützt die 
doppelte Rolle der Medien als Wirtschaftsun-
ternehmen einerseits und Hüter der Demokra-
tie   andererseits“3   (den   Kauf   von   genehmer  

3 https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-
room/20240308IPR19014/medienfreiheitsgesetz-mehr-schutz-
fur-journalisten-und-pressefreiheit-in-der-eu  
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Dem tschechischen Außenminister wäre, wenn 
er zuhören würde, zu entgegnen, dass es völlig 
egal ist, ob diese 81 EU-Medieneinrichtungen 
unabhängig, objektiv und kritisch sind, ob sie 
sich einem strengen ethischen Kodex verpflich-
tet haben, denn den hätte er auch von den rus-
sischen Medien einfordern können und dann 
(vielleicht) darauf ein Verbot begründen kön-
nen. Doch einfach Zensur walten lassen und 
dann zu schreien, dass die andere Seite auch 
Zensur walten lässt, ist befremdlich. 
 
Oder sehen Sie, verehrter Leser, den Unter-
schied zwischen den Handlungen und der Argu-
mentation der Unionsmitgliedstaaten und der 
russischen Regierung?  
 
Das wird natürlich nicht nur in der EU so ge-
handhabt. Die schleichende Einschränkung der 
Medienfreiheit und Beeinflussung von Journa-
listen findet weltweit statt. So kann nun die is-
raelische Regierung mit dem im April 2023 ver-
abschiedeten „Al-Jazeera-Gesetz“ internatio-
nale Medienunternehmen an der Arbeit in Is-
rael hindern, wenn die israelische Regierung 
diese Arbeit als Bedrohung der nationalen Si-
cherheit betrachtet.1 Und die USA sind stolz da-
rauf, dass der tschechischen Außenminister Jan 
Lipavský am 27. Juni 2024 in Prag mit seinem 

nordamerikanischen Amtskollegen Antony 
Blinken ein Memorandum über die Zusammen-
arbeit ihrer Ressorts im Kampf gegen Desinfor-
mationen abschließen konnte (unterschrieben 
am 30. Mai 2024). Blinken erwähnte in diesem 
Zusammenhang, dass dies für die USA schon 
das 17. Memorandum dieser Art sei, das mit 
befreundeten Staaten unterzeichnet wurde.2  
Natürlich nur zum Schutz der westlichen Me-
dien und der Bevölkerung vor Beeinflussung 
durch böse ausländische Medien. Sie erinnern 
sich vielleicht, werter Leser, wer im Irakkrieg 
für die Desinformation, die Lügen über Mas-
senvernichtungswaffen und für die Folter von 
Menschen durch US-amerikanische Soldaten 
verantwortlich war: Es war Georg Bush junior, 
der damalige Präsident der US-Regierung. 
 
Es hätte auch in der EU gar keiner neuen Regeln 
zum Schutz von Journalistinnen und Journalis-
ten und der Medien vor politischer oder wirt-
schaftlicher Einflussnahme (siehe oben) be-
durft, wenn es nicht in der Realität schon so 
wäre, dass auch die Regierungen der EU-
Mitgliedstaaten unzulässig auf Medien und de-
ren Berichterstattung Einfluss nehmen und 
diese auch sanktionieren, wenn sie nicht aus-
reichend „brav“ sind. 

 

 
Pressefreiheit 2024 weltweit  

Rotabstufungen – Dunkelrot: gefährdete, sehr ernste Lage, Gelb: „Erkennbare Probleme“, Dunkelblau: „gute Lage“ (= beste Bewertung) 
(Grafik: https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Press_freedom_2024.svg, User: NordNordWest) 

 
1 https://orf.at/stories/3358366/  2 https://deutsch.radio.cz/lipavsky-und-blinken-unterschreiben-

memorandum-zur-bekaempfung-von-8818580  
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Europas Gefängnisinsassen 
(Anton Schäfer) 

 
 
Gefängnisse kennen wir alle vom Hörensagen. 
Die meisten von uns werden Zeit ihres Lebens 
keines von innen sehen. Das muss kein Nachteil 
sein. 
Weltweit sind aktuell mehr als elf Millionen 
Menschen in Gefängnissen. Das entspricht 
rund 0,14 % der Weltbevölkerung. Entlassene 
und mehrfach bestraften Personen sind hier 
nicht eingerechnet. 
Die meisten Gefängnisinsassen (in absoluten 
Zahlen sowie je 100.000 Einwohner) sind, we-
nig überraschend, in den USA inhaftiert (629 
Häftlinge auf 100.000 Einwohner): rund 1,8 
Millionen Menschen (0,54 % der Bevölke-
rung).1  
In China mit mehr als vierfacher Bevölkerungs-
anzahl sind es „nur“ 1,7 Millionen Menschen, 
die (offiziell) eingesperrt sind. Die höchste Ge-
fangenenrate in Relation zur Einwohnerzahl 
hat El Salvador (1090/100.000).2 
 

 
 
Und dann gibt es noch Staaten wie Ruanda 
(580), Thailand (411) oder Brasilien (389), Russ-
land, Türkei oder Iran (mehr als 200 Personen 
pro 100.000 Einwohner). Im Vereinigten König-
reich müssen aktuell 1700 Strafgefangene ent-
lassen werden, weil die Gefängnisse überbe-
legt sind.3 

 
1 https://www.prisonstudies.org/highest-to-lowest/prison_po-

pulation_rate?field_region_taxonomy_tid=All  
2 https://de.statista.com/statistik/daten/studie/3212/um-

frage/laender-mit-den-meisten-gefangenen-im-jahr-2007/ und 

Und in der EU? 
In Hinblick auf diese Zahlen aus dem internati-
onalen Umfeld weit abgeschlagen ist da Tsche-
chien. Dort sind im Vergleich zu allen anderen 
Unionsmitgliedstaaten die meisten Menschen 
je 100.000 Einwohner inhaftiert (180). Frank-
reich hat mit 106 Inhaftierten je 100.000 Ein-
wohner) deutlich weniger und Deutschland mit 
nur 67 weniger als ein Drittel aufzuweisen.4 Der 
Median in Europa liegt bei 106 Gefange-
nen/100.000 Einwohner.  
 
Es würde nun der logische Schluss dazu führen: 
 Je mehr Gefängnisinsassen, desto sicherer 

ist das Land (es sitzen ja alle Bösewichte im 
Gefängnis). 

 Je mehr Gefängnisinsassen, desto besser 
funkƟonieren Polizei und JusƟz im betref-
fenden Staat. 

 
Tatsächlich ist es jedoch gerade umgekehrt. 
Denn aus den Zahlen zu den eingesperrten 
Menschen je 100.000 Einwohner lässt sich ei-
gentlich nur ableiten, dass das Land unsicher 
ist, Justiz und Polizei ineffektiv sind und durch 
viele Gefängnisinsassen keine Verbesserung 
dieser Situation erreicht wird. 
 
Was machen die Unionsmitgliedstaaten bes-
ser? 
Das lässt sich nicht auf einen einfachen Nenner 
bringen. Denn es sind viele kleine Maßnahmen, 
die hier greifen.  
Eine der wichtigsten Einflussgrößen sind wohl 
strikte Waffengesetze, die freien Verkehr von 
Waffen kaum zulassen. Dazu kommt die von 
der Gesellschaft mitgetragene Ächtung von 
Waffen.  
Ebenso die massive Einschränkung bzw. Regle-
mentierung der Befugnisse von privaten Si-
cherheitsunternehmen. 

https://de.wikipe-
dia.org/wiki/Liste_der_L%C3%A4nder_nach_Gef%C3%A4ngnis
insassen  

3 https://orf.at/stories/3369087/   
4 https://deutsch.radio.cz/praesident-pavel-lage-tschechischen-

gefaengnissen-ist-ernst-8826243  
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Die Rolle der EU für Gemeinden in Kärnten 
(Marc Germeshausen) 

 
 

Der Europäische Fonds für regionale Entwick-
lung (EFRE) ist ein zentrales Instrument der Eu-
ropäischen Union zur Förderung wirtschaftli-
cher und sozialer Kohäsion. Für die Gemeinden 
in Kärnten spielt der EFRE eine bedeutende 
Rolle bei der Stärkung der regionalen Entwick-
lung und der Verbesserung der Lebensqualität.  
 
Durch gezielte Investitionen in Infrastruktur-
projekte, die Unterstützung kleiner und mittle-
rer Unternehmen (KMU) sowie die Förderung 
von Innovation und Umweltschutzmaßnahmen 
trägt der EFRE dazu bei, die Wettbewerbsfähig-
keit der Region zu erhöhen und Arbeitsplätze 
zu schaffen. 
 
 
Was ist EFRE und wer kann die Fördermittel 
nutzen? 
 
Der EFRE ist ein Strukturfonds der Europäi-
schen Union, der darauf abzielt, wirtschaftliche 
Ungleichheiten zwischen den verschiedenen 
Regionen der EU zu verringern und eine ausge-
wogene und nachhaltige Entwicklung zu för-
dern. 
 
Die Hauptziele des EFRE sind: 
 Stärkung der regionalen Wirtschaft: Unter-

stützung von Investitionen in Infrastruktur, 
Forschung und Innovation sowie in den 
Übergang zu einer CO2-armen Wirtschaft. 

 Erhöhung der Beschäftigung und Mobilität: 
Förderung von Projekten, die Arbeitsplätze 
schaffen und die Mobilität der Arbeitskräfte 
verbessern. 

 Förderung der sozialen Inklusion und Be-
kämpfung von Armut: Unterstützung von 
Initiativen, die zur sozialen Eingliederung 
und zur Reduzierung von Armut beitragen. 

 Umwelt- und Ressourcenschutz: Finanzie-
rung von Projekten, die den Umweltschutz 
fördern und die Ressourceneffizienz stei-
gern. 

 Der EFRE ist ein wichtiges Instrument der 
Kohäsionspolitik der EU, die darauf abzielt, 

die wirtschaftliche, soziale und territoriale 
Bindung innerhalb der Union zu stärken. 

 
EFRE-Mittel können von einer Vielzahl von Akt-
euren beantragt werden. Dazu gehören: 
 Öffentliche Einrichtungen: Städte, Gemein-

den, regionale und nationale Behörden, die 
Projekte zur Förderung der regionalen Ent-
wicklung initiieren. 

 Unternehmen: Besonders kleine und mitt-
lere Unternehmen (KMU), die Investitionen 
in Innovation, Forschung, Entwicklung und 
Infrastruktur tätigen möchten. 

 Nichtregierungsorganisationen (NGOs): Or-
ganisationen, die Projekte zur Förderung 
der sozialen Inklusion, des Umweltschutzes 
und der nachhaltigen Entwicklung durch-
führen. 

 Bildungs- und Forschungseinrichtungen: 
Universitäten, Forschungszentren und an-
dere Bildungseinrichtungen, die Projekte im 
Bereich Forschung, Entwicklung und Inno-
vation vorantreiben. 

 Öffentlich-private Partnerschaften: Koope-
rationen zwischen öffentlichen und priva-
ten Sektoren, die gemeinsam Projekte um-
setzen, die zur regionalen Entwicklung bei-
tragen. 

 
Der Fonds steht vielen strukturschwachen Re-
gionen in der Europäischen Union zur Verfü-
gung steht. 
 
 
Wo kann man sich informieren? 
 
Um sich zu EFRE-Förderungen in Kärnten zu er-
kundigen, können verschiedene Anlaufstellen 
kontaktiert werden: 
 
Amt der Kärntner Landesregierung: 
Auf der Internetseite der Kärntner Landesre-
gierung finden Sie umfassende Informationen 
zu den Förderprogrammen, Ansprechpart-
ner*innen und aktuellen Ausschreibungen.  
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Vereinsnachrichten 
 

 

Europatag in Donauwörth 
(Christine Hofmeister) 

 
 

                  Schön gestaltet und erfolgreich war der Europatag in Donauwörth. 
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Zu guter Letzt 
 
 
 

 
 
Anmerkung der Redaktion: Diese Tabelle der Agenda Austria spricht für sich selbst und die Fähigkeiten 
und Unfähigkeiten von Politikern bzw. Regierungen in Europa bei der Krisenbewältigung. 

 


